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Einleitung und Gang der Darstellung

Minderjährige1 nehmen am Wirtschaftsleben teil und verfügen über eine
beachtliche Kaufkraft. Sie geben den weit überwiegenden Teil des ihnen
zur Verfügung stehenden Geldes2 für Zeitschriften3, Computer- und Vi‐
deospiele sowie für Süßigkeiten und Getränke aus.4 Kinder und Jugendli‐
che sind für Unternehmer äußerst attraktive Zielgruppen, da ihnen be‐
trächtliche Geldmittel zur Verfügung stehen und sie aufgrund ihrer alters‐
bedingten Hormonregulation für Werbereize besonders empfänglich sind.5
Sie verfügen im Vergleich zu erwachsenen Marktteilnehmern regelmäßig
über eine geringere geschäftliche Erfahrung und sind häufig nicht in der
Lage, Angebote für Waren oder Dienstleistungen kritisch zu bewerten.
Aufgrund ihrer noch andauernden geistigen und körperlichen Entwicklung
sind Minderjährige lohnendes Ziel von geschäftlichen Handlungen der
Unternehmer und stehen im Fokus der Werbewirtschaft. Minderjährige ha‐
ben zumeist auch einen erheblichen Einfluss auf das Einkaufsverhalten
ihrer Eltern6 und müssen daher in besonderem Maße vor unsachlicher Be‐

1. Kapitel:

1 Als Minderjährige werden im Folgenden Kinder und Jugendliche bezeichnet, die
das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Am 31.12.2014 lebten in der Bun‐
desrepublik Deutschland 13,11 Millionen Menschen unter 18 Jahren (Statistisches
Bundesamt, Statistisches Jahrbuch 2016, S. 31; abrufbar unter
https://www.destatis.de/DE/Publikationen/StatistischesJahrbuch/Bevoelkerung.pdf?
__blob=publicationFile).

2 Kinder im Alter von 6 bis 13 Jahren bekommen monatlich im Durchschnitt 26,35
Euro Taschengeld. Im Jahr 2015 betrug das Sparguthaben bei Minderjährigen dieser
Altersgruppe insgesamt 2,77 Milliarden Euro (KidsVerbraucherAnalyse 2015 auf
https://www.ehapa.de/pressemitteilungen/kidsverbraucheranalyse2015/).

3 Am beliebtesten sind bei Minderjährigen das „Micky Maus Magazin“ und „Disneys
Lustiges Taschenbuch“ (KidsVerbraucherAnalyse 2015 auf https://www.ehapa.de/p
ressemitteilungen/kidsverbraucheranalyse2015/).

4 KidsVerbraucherAnalyse 2015 auf https://www.ehapa.de/pressemitteilungen/kidsve
rbraucheranalyse2015/.

5 Morgenstern, Generation Alkopops, S. 115, 122.
6 78% der Kinder im Alter von 6 bis 13 Jahren haben ein Mitspracherecht bei Ein‐

käufen von Lebensmitteln für den Familienhaushalt. Familienausflüge werden zu
einem Prozentsatz von 90 % gemeinsam mit Minderjährigen dieser Altersgruppe
beschlossen. Die Einrichtung des Kinderzimmers wird zu 71 % von Kindern mitbe‐
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einflussung und unlauterer Ausnutzung ihrer geschäftlichen Unerfahren‐
heit geschützt werden.

Der Schutz Minderjähriger ist ein besonderes Anliegen des Lauterkeits‐
rechts. Werbemaßnahmen gegenüber Kindern, die eine unmittelbare Auf‐
forderung zum Selbsterwerb des beworbenen Produkts beinhalten oder
Kinder gezielt als Kaufmotivatoren ansprechen, werden von Nr. 28 des
Anhangs zu § 3 Abs. 3 UWG erfasst. Neben dieser spezifischen Kinder‐
schutzregelung berücksichtigen auch die Lauterkeitsvorschriften der §§ 3
Abs. 4 Satz 2, 4a Abs. 2 Satz 2 UWG in besonderem Maße das Alter der
Marktteilnehmer. Gemäß § 3 Abs. 4 Satz 1 UWG ist bei der Beurteilung
der Unlauterkeit von Wettbewerbshandlungen gegenüber Verbrauchern auf
ein durchschnittliches Mitglied dieser Gruppe abzustellen. Geschäftliche
Handlungen, die sich gezielt an minderjährige Verbraucher richten, sind
gemäß § 3 Abs. 4 Satz 2 UWG aus der Perspektive eines Durchschnitts‐
mitglieds dieser besonders schutzbedürftigen Altersgruppe zu bewerten.

Weit überwiegend werden Kinder und Jugendliche von Rechtsvor‐
schriften geschützt, die außerhalb des Lauterkeitsrechts geregelt sind. So
bezwecken beispielsweise das Jugendschutzgesetz und der Jugendmedien‐
schutz-Staatsvertrag7 speziell einen Schutz Minderjähriger. Vereinzelte
Primärnormen des Kinder- und Jugendschutzes sind auch im Glücksspiel-
und Heilmittelwerberecht enthalten. Diese außerwettbewerbsrechtlichen
Bestimmungen sollen Minderjährige vor Gesundheitsgefahren und Beein‐
trächtigungen in der Persönlichkeitsentwicklung bewahren, die durch den
Gebrauch bestimmter Waren oder die Inanspruchnahme jugendgefährden‐
der Dienstleistungen entstehen können.

Über die Transformationsvorschrift des § 3a UWG können außerlauter‐
keitsrechtliche Primärnormen in den Anwendungsbereich des UWG inkor‐
poriert werden.8 Verstöße gegen gesetzliche Vorschriften, die in anderen
öffentlich-rechtlichen Gesetzen geregelt sind, können somit auch lauter‐
keitsrechtlich sanktioniert werden.9 Der Rechtsbruchtatbestand des § 3a
UWG bezweckt allerdings keine generelle Öffnung des wettbewerbsrecht‐
lichen Sanktionsinstrumentariums für Zuwiderhandlungen gegen gesetzli‐

stimmt (KidsVerbraucherAnalyse 2015 auf https://www.ehapa.de/pressemitteilunge
n/kidsverbraucheranalyse2015/).

7 Staatsvertrag über den Schutz der Menschenwürde und den Jugendschutz in Rund‐
funk und Telemedien.

8 v. Walter, Rechtsbruch als unlauteres Marktverhalten, S. 53.
9 Köhler/Bornkamm/Köhler, UWG, § 3a Rn. 1.6.

1. Kapitel: Einleitung und Gang der Darstellung

16



che Bestimmungen.10 Nicht jeder Verstoß gegen eine Minderjährigen‐
schutzregelung, der den lauteren Wettbewerb beeinträchtigen kann, soll
stets auch eine Wettbewerbswidrigkeit der zugrundeliegenden geschäftli‐
chen Handlung nach § 3a UWG herbeiführen.11 In den Sanktionsbereich
des UWG fallen vielmehr nur solche kinder- und jugendschützenden Pri‐
märnormen, die die speziell am Schutzzweck des Lauterkeitsrechts ausge‐
richteten Tatbestandsvoraussetzungen des § 3a UWG erfüllen.

Die gesetzlichen Vorschriften des Minderjährigenschutzrechts weisen
primär keinen wettbewerbsbezogenen Schutzzweck auf. Sie sollen in ers‐
ter Linie nicht einen lauteren Wettbewerb unter den Marktteilnehmern ge‐
währleisten, sondern Kinder und Jugendliche vor Gefahren für deren kör‐
perliche oder geistige Entwicklung und damit verbundenen möglichen
Folgeschäden bewahren. Die Rechtsprechung hat dennoch bei Verletzung
verschiedener außerwettbewerbsrechtlicher Minderjährigenschutzbestim‐
mungen einen Lauterkeitsverstoß bejaht, ohne jedoch die Tatbestandsvor‐
aussetzungen des Rechtsbruchtatbestandes im Einzelnen zu prüfen.12 Das
Vorliegen einer wettbewerbsbezogenen Schutzfunktion zu Gunsten der
minderjährigen Marktteilnehmer wurde von der Rechtsprechung „apodik‐
tisch“ festgestellt.13 Dies erscheint umso erstaunlicher als gerade hinsicht‐
lich der Primärnormen des Kinder- und Jugendschutzrechts in besonderem
Maße umstritten ist, ob diese Vorschriften als Marktverhaltensregelungen
zum Schutz der Verbraucher qualifiziert und somit über § 3a UWG in das
Lauterkeitsrecht transformiert werden können. Eine sich im Vordringen
befindende Literaturansicht14 vertritt unter Berufung auf den Schutzzweck
des UWG und den Regelungsansatz der UGP-Richtlinie15 die Ansicht,

10 GK-UWG/Metzger, § 4 Nr. 11 Rn. 13.
11 Vgl. BT-Drs. 15/1487, S. 19.
12 Siehe u. a. BGH GRUR 2008, 534, 539 Rn. 50 – ueber18.de; BGH GRUR 2007,

890, 893 Rn. 35 – Jugendgefährdende Medien bei eBay; OLG Hamm, Urt.
v. 19.10.2006 – 4 U 83/06; LG Hamburg, Urt. v. 2.9.2010 – 416 O 78/10.

13 Glöckner, GRUR 2013, 568, 570.
14 Ohly/Sosnitza/Ohly, UWG, § 3a Rn. 25, 81; Glöckner, GRUR 2013, 568, 570; Oh‐

ly, WRP 2008, 177, 183 f.; Scherer, WRP 2006, 401, 404 ff.
15 Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai

2005 über unlautere Geschäftspraktiken im binnenmarktinternen Geschäftsverkehr
zwischen Unternehmen und Verbrauchern und zur Änderung der Richtlinie
84/450/EWG des Rates, der Richtlinien 97/7/EG, 98/27/EG und 2002/65/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates sowie der Verordnung (EG)
Nr. 2006/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates (Richtlinie über unlau‐
tere Geschäftspraktiken).
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dass die außerlauterkeitsrechtlichen Minderjährigenschutzvorschriften kei‐
nen Wettbewerbsbezug aufweisen und daher nicht in den Anwendungsbe‐
reich des Rechtsbruchtatbestandes fallen können.

Die wenigen den vorliegenden Themenkomplex betreffenden Entschei‐
dungen des Bundesgerichtshofes16 sind im Geltungszeitraum des vormali‐
gen Rechtsbruchtatbestandes des § 4 Nr. 11 UWG 2004 ergangen. Das Ge‐
setz gegen den unlauteren Wettbewerb wurde in den Jahren 2008
und 2015 an die Anforderungen der UGP-Richtlinie, die das verbraucher‐
schutzbezogene Lauterkeitsrecht in ihrem Anwendungsbereich vollharmo‐
nisierend geregelt hat, angepasst. Hierbei hat das UWG weitreichende in‐
haltliche Veränderungen erfahren. Im Zuge der UWG-Novelle 2015 wur‐
den sowohl der Wortlaut des Rechtsbruchtatbestandes als auch dessen sys‐
tematische Stellung innerhalb des UWG verändert. Fraglich ist daher, ob
der Vollharmonisierungsanpruch der UGP-Richtlinie und die Novellierun‐
gen des Lauterkeitsrechts zu einem geänderten Anwendungs- und Schutz‐
bereich des nunmehr in § 3a UWG geregelten Rechtsbruchtatbestandes
geführt haben und welche konkreten inhaltlichen Anforderungen an die
Möglichkeit einer Transformation von Minderjährigenschutzvorschriften
in das UWG zu stellen sind.

Diese Arbeit hat sich zum Ziel gesetzt, zur Rechtsklarheit beizutragen
und die praktische Anwendung des § 3a UWG bei Verletzung einer außer‐
wettbewerbsrechtlichen Minderjährigenschutzbestimmung zu erleichtern.
Hierzu sollen unter besonderer Berücksichtigung der historischen Ent‐
wicklung des Rechtsbruchtatbestandes (2. Kapitel) zunächst die abstrakten
Voraussetzungen herausgearbeitet werden, die eine Kinder- und Jugend‐
schutzvorschrift erfüllen muss, um in den Anwendungsbereich des § 3a
UWG fallen zu können (3. Kapitel). Den Schwerpunkt des 3. Kapitels bil‐
den die Darstellungen der Anforderungen, die an eine Schutzzweckkon‐
gruenz zwischen Lauterkeits- und Minderjährigenschutzrecht zu stellen
sind. Im Zentrum der Untersuchung steht die Bestimmung der wettbe‐
werbsrechtlich relevanten Interessen der minderjährigen Verbraucher.

Weiterhin soll erörtert werden, ob der Anwendbarkeit des § 3a UWG
bei Verletzung einer Kinder- und Jugendschutzvorschrift der Anspruch der
UGP-Richtlinie auf Vollharmonisierung des Lauterkeitsrechts (4. Kapitel)

16 BGH GRUR 2008, 534 ff. – ueber18.de; BGH GRUR 2007, 890 ff. – Jugendge‐
fährdende Medien bei eBay; BGH GRUR 2006, 77 ff. – Schulfotoaktion.
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oder die Existenz spezifischer Sanktionsvorschriften in den Regelungssys‐
temen des Minderjährigenschutzrechts (5. Kapitel) entgegenstehen kann.

Unter Zugrundelegung der ermittelten Ergebnisse werden sodann aus‐
gewählte Primärnormen dahingehend untersucht, ob sie als Marktverhal‐
tensregelungen zum Schutz minderjähriger Verbraucher qualifiziert und
somit über den Rechtsbruchtatbestand des § 3a UWG in das Lauterkeits‐
recht transformiert werden können (6. Kapitel). Die als Marktverhaltens‐
normen in Betracht kommenden gesetzlichen Vorschriften werden dabei
entgegen der bisherigen unzureichenden Handhabung in Literatur und
Rechtsprechung umfassend ausgelegt. Zur Ermittlung des für die Anwen‐
dung des § 3a UWG erforderlichen wettbewerbsbezogenen Schutzzwecks
wird insbesondere auf die Gesetzesmaterialien zu den einzelnen Minder‐
jährigenschutzregelungen zurückgegriffen. Zudem soll zur Veranschauli‐
chung der ermittelten Ergebnisse anhand von Beispielsfällen aufgezeigt
werden, welche geschäftlichen Handlungen den Vorwurf der Unlauterkeit
nach § 3a UWG begründen können.

Abschließend werden zunächst die Ergebnisse dieser Arbeit zusammen‐
gefasst. Sodann wird im Rahmen eines Ausblicks die Frage untersucht, ob
für die Anwendung des § 3a UWG bei Verletzung einer kinder- und ju‐
gendschützenden Marktverhaltensnorm ein praktisches Bedürfnis besteht
(7. Kapitel).
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Historische Entwicklung des
Rechtsbruchtatbestandes

Die inhaltlichen Anforderungen an die Möglichkeit, außerwettbewerbs‐
rechtliche Minderjährigenschutzvorschriften in den Sanktionsbereich des
UWG transformieren zu können, haben sich durch die wiederholten No‐
vellierungen des Lauterkeitsrechts erheblich verändert. Nachfolgend soll
daher die historische Entwicklung des Rechtsbruchtatbestandes dargestellt
werden.

Rechtslage vor der Kodifizierung des Rechtsbruchtatbestandes

Die Verletzung einer Minderjährigenschutzregelung konnte bereits vor der
Kodifizierung des Rechtsbruchtatbestandes in § 4 Nr. 11 UWG 2004 den
Vorwurf der Wettbewerbs- bzw. Sittenwidrigkeit begründen. Mangels
einer spezifischen Transformationsvorschrift konnten Zuwiderhandlungen
gegen gesetzliche Primärnormen nur dann lauterkeitsrechtlich verfolgt
werden, wenn diese einen Wettbewerbsverstoß nach § 1 UWG 1909 dar‐
stellten. Für einen Verstoß gegen die vormalige Generalklausel des § 1
UWG 1909 musste im geschäftlichen Verkehr eine Handlung zu Zwecken
des Wettbewerbs vorgenommen worden sein, die gegen die guten Sitten
verstoßen hatte.

Der „Vorsprungsgedanke“

Während des Geltungszeitraums des UWG 1909 war der Rechtsbruchtat‐
bestand zunächst vom „Vorsprungsgedanken“ geprägt.17 Die Sittenwidrig‐
keit einer Handlung nach § 1 UWG 1909 ergab sich nicht unmittelbar aus
einem Verstoß gegen eine außerlauterkeitsrechtliche Vorschrift, sondern
aus der Erlangung eines ungerechtfertigen Wettbewerbsvorsprungs vor

2. Kapitel:

I.

1.

17 Götting/Kaiser/Götting/Hetmank, Wettbewerbsrecht und Wettbewerbsprozess‐
recht, § 8 Rn. 9.
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